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Hinweise:
Aufgrund der andauernden Corona- Pandemie sind sowohl Verschiebungen der Sitzungen wie auch des Sitzungsortes möglich. Bitte informie-
ren Sie sich über die Aushänge in den amtlichen Bekanntmachungskästen oder auf der Homepage der Stadt Baruth/Mark unter dem Reiter 
„Politik“.

Wegen der - durch die SARS-CoV-2-Umgangsverordnung und die fl ankierenden gesetzlichen Regelungen angeordneten - Maßnahmen ist eine 
Teilnahme der Öffentlichkeit an den kommunalen Gremiumssitzungen nur eingeschränkt im Rahmen der gegebenen räumlichen Kapazitäten 
möglich. Es wird um Beachtung gebeten!

Nächste Sitzungen
der Gremien der

Stadt Baruth/Mark

•  Stadtverordneten-
 versammlung
 am 26.11.2020 
 um 19.00 Uhr in der Aula 
 des Schulzentrums 
 „Baruther Urstromtal“

•  Bauausschuss:
 am 05.11.2020 
 um 19.00 Uhr im Sitzungssaal
 der Stadtverwaltung

•  Hauptausschuss
 am 12.11.2020 um 19.00 Uhr 

im Sitzungssaal der 
 Stadtverwaltung

•  Ausschuss für Bildung,
 Soziales und Kultur:
 am 16.11.2020
 um 19.00 Uhr im Sitzungssaal
 der Stadtverwaltung

•  Werksausschuss des
 Eigenbetriebes WABAU:
 am 19.11.2020
 um 19.00 Uhr im Sitzungssaal
 der Stadtverwaltung

Änderungen vorbehalten!
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Amtliche Bekanntmachungen der Stadt Baruth/Mark

Bekanntmachung Sitzungsdienst

Im öffentlichen Teil der Stadtverordnetenversammlung der 
Stadt Baruth/Mark vom 24.09.2020 wurden folgende Sachbe-
schlüsse gefasst:

VV 20/016  Beschluss der Neufassung der Satzung über die  
  Erhebung von Verwaltungskosten der Stadt 
  Baruth/Mark 
  (Verwaltungskostensatzung - VerwKS -)

VV 20/025 Genehmigung des Eilbeschlusses zur Stellung 
  nahme der Stadt Baruth/Mark zum Antrag der  
  Firma e-wikom WP Mühlberg GmbH & Co. KG  
  82031 Grünwald auf Erteilung eines Vorbe- 
  scheids nach § 9 Bundes-Immissionsschutzge- 
  setz zur Errichtung und Betrieb von 7 
  Windkraftanlagen am Standort 15837 Petkus

VV 20/026 Neuwahl der stellvertretenden Schiedsperson  
  der Stadt Baruth/Mark wie folgt: Frau Andrea  
  Martin, wohnhaft im Ortsteil Schöbendorf,  
  15837 Baruth/Mark

VV 20/027 Beschluss zum Beitritt zur Organisation 
  „Bürgermeister für den Frieden“

Im nichtöffentlichen Teil der Stadtverordnetenversammlung der 
Stadt Baruth/Mark vom 24.09.2020 wurden folgende Sachbe-
schlüsse gefasst:

VV 20/029 Beschluss zu vertraglichen Regelungen betref- 
  fend die Fäkalwasserentsorgung, hier: Vertrags- 
  verlängerung mit der Firma Lidzba bis zum  
  30.04.2024

Im nichtöffentlichen Teil des Werksausschusses des Eigenbetrie-
bes WABAU der Stadt Baruth/Mark vom 17.09.2020 wurden 
folgende Sachbeschlüsse gefasst:

EB20-012 Beschluss zur Befreiung vom Anschluss- und 
  Benutzungszwang Abwasser im Ortsteil Baruth/ 
  Mark, bewohnter Gemeindeteil Klein Ziescht,  
  zugleich Erteilung der Genehmigung zur Errich- 
  tung einer Kleinkläranlage

EB20-013 Beschluss zur Befreiung vom Anschluss- und Be- 
  nutzungszwang Abwasser im Ortsteil Mücken- 
  dorf, zugleich Erteilung der Genehmigung zur 
  Errichtung einer Kleinkläranlage

EB20-014 Beschluss zur Verlängerung der Befreiung vom  
  Anschluss- und Benutzungszwang an die dezen- 
  trale öffentliche Schmutzwasserbeseitigungs-
  anlage im Ortsteil Klasdorf 

EB20-015 Ablehnung des Beschlusses zur Verfügungstel- 
  lung von 3.000 m³ Trinkwasser für die nächsten  
  sechs Jahre aus dem Wasserwerk Groß Ziescht  
  zum Preis von 1,00 €/m³ zum Zwecke der Be- 
  wässerung von Waldfl ächen im Wege der 
  Ersatzaufforstung

Im Übrigen wurden in den kommunalen Gremien keine Sachbe-
schlüsse gefasst.

Baruth/Mark, den 05.10.2020

gez. Linke
Allg. Stellvertreter d. Bürgermeisters

Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten der 
Stadt Baruth/Mark (Verwaltungskostensatzung - VerwKS -)

vom 25.09.2020

Aufgrund der §§ 3 und 28 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBI. I, Nr. 19), in 
der jeweils geltenden Fassung, der §§ 2, 4 und 5 des Kommunalab-
gabengesetzes für das Land Brandenburg (KAG) vom 31. März 2004 
(GVBI.I, Nr. 8) in der jeweils geltenden Fassung sowie des § 31 der 
Verordnung über die Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans 
der Gemeinden (Kommunale Haushalts- und Kassenverordnung - 
KomHKV) vom 14. Februar 2008 in der jeweils geltenden Fassung 
hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Baruth/Mark in ihrer 
Sitzung am 24.09.2020 folgende Satzung beschlossen:

Inhaltsverzeichnis:

§   1 Allgemeines
§   2 Gebühren 
§   3 Rechtsbehelfsgebühren
§   4 Gebührenfreie Leistungen, Gebührenbefreiung
§   5 Auslagen
§   6 Kostenschuldner
§   7 Entstehung der Kostenschuld
§   8 Fälligkeit der Kostenschuld und Vorschuss
§   9 Säumniszuschlag
§ 10 Stundung, Niederschlagung und Erlass
§ 11 Beitreibung
§ 12 Datenschutz
§ 13 Inkrafttreten

§ 1
Allgemeines

(1) Für Verwaltungstätigkeiten und Amtshandlungen im eigenen 
Wirkungskreis der Stadt Baruth/Mark (im folgenden „Stadt“) 
werden nach Maßgabe dieser Satzung Gebühren und Ausla-
gen (im folgenden „Kosten“) erhoben, wenn die Beteiligten die 
Amtshandlung beantragt haben oder wenn sie durch diese un-
mittelbar begünstigt werden. Entscheidungen zu Rechtsbehelfen 
über förmliche Rechtsbehelfe sind ebenfalls Verwaltungstätig-
keit.

(2) Kosten nach dieser Satzung werden auch erhoben, wenn ein, auf 
Vornahme einer kostenpfl ichtigen Verwaltungstätigkeit gerichte-
ter, Antrag abgelehnt oder nach Aufnahme der Verwaltungstätig-
keit vor der Entscheidung zurückgenommen wird. Die Verwal-
tungsgebühr wird hierbei nach dem tatsächlichen Aufwand für 
diese Verwaltungstätigkeit erhoben.

(3) Die Erhebung von Gebühren auf Grund anderer Rechtsvorschrif-
ten, die im Kostentarif der Anlage zu dieser Satzung nicht ent-
halten sind, bleibt unberührt. Darunter fallen insbesondere die 
Gebührenerhebungen nach der Verordnung über die Gebühren 
für öffentliche Leistungen im Geschäftsbereich des Ministers des 
Innern (Gebührenordnung des Ministers des Innern - GebOMI), 
der Gebührenordnung des Ministeriums für Umwelt, Gesund-
heit und Verbraucherschutz (GebOMUGV), der Verordnung 
über die Verwaltungsgebühren im Geschäftsbereich des Minis-
ters für Wirtschaft, Arbeit und Energie (MWAEGebO) sowie der 
Verwaltungsgebührenordnung für Amtshandlungen beim Vollzug 
des Akteneinsichts- und Informationszugangsgesetzes (Akten-
einsichts- und Informationszugangsgebührenordnung - AIGGe-
bO) in der jeweils geltenden Fassung.
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§ 2
Gebühren 

(1) Die Höhe der Gebühren bemisst sich nach dem Kostentarif, wel-
cher als Anlage Bestandteil dieser Satzung ist. 

(2) Sind für die Festlegung von Gebühren Mindest- und Höchstsätze 
bestimmt, so ist das Maß des Verwaltungsaufwandes oder der 
Amtshandlung zur Zeit der Beendigung der Verwaltungstätigkeit 
zu Grunde zu legen. Die wirtschaftliche und sonstige Bedeutung 
des Gegenstandes ist zu berücksichtigen. Die Gebühr ist auf volle 
Euro festzusetzen.

(3) Bei der Vornahme mehrerer gebührenpfl ichtiger Verwaltungs-
tätigkeiten oder Amtshandlungen nebeneinander ist für jede Ver-
waltungstätigkeit eine Gebühr zu erheben.

(4) Wird ein Antrag wegen Unzuständigkeit abgelehnt oder beruht 
er auf unverschuldeter Unkenntnis, so sind keine Gebühren und 
Auslagen zu erheben. Dasselbe gilt bei Rücknahme des Antrages, 
wenn mit der sachlichen Bearbeitung noch nicht begonnen wor-
den ist.

(5) Wird eine zuvor abgelehnte Verwaltungstätigkeit oder Amts-
handlung auf einen Rechtsbehelf hin vorgenommen, wird die für 
die Ablehnung erhobene Gebühr angerechnet.

§ 3
Rechtsbehelfsgebühren

(1) Für die vollständige Zurückweisung eines Widerspruchs gegen 
eine gebührenpfl ichtige Sachentscheidung wird eine Verwal-
tungsgebühr in Höhe der Sachentscheidungsgebühr erhoben; 
dies gilt nicht, wenn der Widerspruch nur deshalb keinen Erfolg 
hat, weil die Verletzung einer Verfahrens- oder Formvorschrift 
unbeachtlich ist. Wird der Widerspruch nur teilweise zurückge-
wiesen oder richtet sich der Widerspruch nur gegen einen Teil 
der Sachentscheidung, so ermäßigt sich die Verwaltungsgebühr 
um 50 %.

(2) Die Kostenentscheidung kann zusammen mit der Sachentschei-
dung oder selbstständig angefochten werden. Richtet sich der 
Widerspruch nur gegen die Kostenentscheidung, wird eine Ver-
waltungsgebühr in Höhe von 10 Prozent des erfolglos angegrif-
fenen Betrages, mindestens jedoch 10 Euro erhoben.

§ 4
Gebührenfreie Leistungen, Gebührenbefreiung

(1) Gebühren werden nicht erhoben für:

1. mündliche, einfache schriftliche und einfache elektronische 
Auskünfte, soweit nicht durch eine Gebührenordnung etwas 
anderes bestimmt;

2. Verwaltungstätigkeiten, die die Stundung und Niederschla-
gung oder den Erlass von Verwaltungsgebühren betrifft;

3. Ausübung öffentlicher Gewalt einer Behörde des Bundes, 
des Landes oder eines anderen Bundeslandes, soweit Ge-
genseitigkeit gewährleistet ist, es sei denn, dass die Gebühr 
einem Dritten zur Last zu legen ist oder es sich um eine be-
antragte Tätigkeit auf dem Gebiet der Bauleitplanung oder 
des Tief- und Straßenbaus handelt;

4. Verwaltungstätigkeiten für Kirchen und andere Religi-
ons- und Weltanschauungsgemeinschaften des öffentlichen 
Rechts einschließlich ihrer öffentlich - rechtlichen Verbände, 
Anstalten und Stiftungen, soweit die Amtshandlung unmit-
telbar der Durchführung kirchlicher Zwecke im Sinne des 
§ 54 Abgabenordnung dient, es sei denn, dass die Gebühr 
einem Dritten zur Last zu legen ist;

5. die in den §§ 7 und 8 des Gebührengesetzes für das Land 
Brandenburg genannten Gründe.

§ 5
Auslagen

(1) Sind bei der Vorbereitung oder der Vornahme einer Verwal-
tungstätigkeit besondere Auslagen notwendig, so hat der Gebüh-
renschuldner sie ohne Rücksicht darauf, ob eine Gebühr zu ent-
richten ist, zu erstatten. Bei der Bearbeitung eines Widerspruchs 
sind besondere Auslagen nicht zu erstatten, wenn diesem statt-
gegeben wird. Auslagen können auch demjenigen auferlegt wer-
den, der sie durch unbegründete Einwände verursacht hat.

(2) Als Auslagen gelten insbesondere:

1. Gebühren und Entgelte für die Zustellungen und Nachnah-
men sowie die Ladung von Zeugen und Sachverständigen; 
erfolgt die Zustellung durch Bedienstete der Behörde, so 
werden die für die Zustellung durch die Post mit Zustel-
lungsurkunde entstehenden Postgebühren erhoben;

2. Aufwendungen für Übersetzungen, die auf besonderen An-
trag gefertigt werden;

3. bei Dienstgeschäften entstehende Reisekosten;

4. Zeugen- und Sachverständigengebühren;

5. Beträge, die anderen Behörden oder Personen für ihre Tä-
tigkeit zu zahlen sind;

6. Kosten der Beförderung oder Verwahrung von Tieren und 
Sachen;

7. Kosten für öffentliche Bekanntmachungen;

8. Schreibgebühren für weitere Ausfertigungen, Durchschrif-
ten, Abschriften, Auszüge, Fotokopien oder Vervielfältigun-
gen 

(3) Beim Verkehr mit den Behörden des Landes und den Gebiets-
körperschaften im Land werden, soweit die Gegenseitigkeit ver-
bürgt ist, Auslagen nur erhoben, wenn sie im Einzelfall den Be-
trag von 15,00 € übersteigen.

§ 6
Kostenschuldner

(1) Zur Zahlung Kosten ist verpfl ichtet:

1. wer zu einer Verwaltungstätigkeit Anlass gegeben hat oder 
zu wessen Gunsten sie vorgenommen wird;

2. wer die Kosten durch eine vor der zuständigen Behörde ab-
gegebene oder ihr mitgeteilte Erklärung übernommen hat;

3. wer für die Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haf-
tet.

(2) Kostenschuldner nach § 3 ist derjenige, der den Rechtsbehelf 
eingelegt hat.

(3) Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamtschuldner.

§ 7
Entstehung der Kostenschuld

(1) Die Gebührenschuld entsteht, soweit ein Antrag notwendig ist, 
mit dessen Eingang bei der Stadt, im Übrigen mit Beendigung 
der gebührenpfl ichtigen Amtshandlung oder mit Rücknahme des 
Antrags.
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(2) Die Verpfl ichtung zur Erstattung von Auslagen entsteht mit der 
Aufwendung des zu erstattenden Betrages, in den Fällen des § 5 
Abs. 2 mit der Beendigung der gebührenpfl ichtigen Verwaltungs-
tätigkeit.

§ 8
Fälligkeit der Kostenschuld und Vorschuss

(1) Die Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kostenentschei-
dung an den Kostenschuldner fällig.

(2) Eine Verwaltungstätigkeit kann von der vorherigen Zahlung der 
Kosten oder von der Zahlung oder Sicherstellung eines ange-
messenen Kostenvorschusses abhängig gemacht werden. Soweit 
der Vorschuss die endgültige Kostenschuld übersteigt, ist er zu 
erstatten.

§ 9
Säumniszuschlag

(1) Werden bis zum Ablauf eines Monats nach dem Fälligkeitstag Ge-
bühren oder Auslagen nicht entrichtet, so kann für jeden ange-
fangenen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von eins vom 
Hundert des rückständigen Betrages erhoben werden, wenn 
dieser 50,00 € übersteigt. Dies gilt nicht für Säumniszuschläge, 
die nicht rechtzeitig entrichtet werden.

(2) Für die Berechnung des Säumniszuschlages wird der rückständi-
ge Betrag auf volle 50,00 € nach unten abgerundet.

(3) Als Tag, an dem eine Zahlung entrichtet worden ist, gilt:

1. bei Übergabe oder Übersendung von Zahlungsmitteln an 
die für den Kostengläubiger zuständige Kasse der Tag des 
Eingangs; 

2. bei Überweisung und Einzahlung auf ein Konto der für den 
Kostengläubiger zuständigen Kasse oder bei Einzahlung mit 
Zahlkarte oder Postanweisung der Tag, an dem der Betrag 
der Kasse gutgeschrieben wird.

§ 10
Stundung, Niederschlagung und Erlass

(1) Von der Erhebung von Gebühren und Auslagen kann auf Antrag 
insoweit abgesehen werden, als dies aus Gründen der Billig-
keit, insbesondere zur Vermeidung sozialer Härten geboten er-
scheint.

(2) Für die Stundung, Niederschlagung und den Erlass von Forde-
rungen auf Zahlung von Gebühren und Auslagen gelten die Vor-
schriften des § 31 der Kommunalen Haushalts- und Kassenver-
ordnung Brandenburg in Verbindung mit den Bestimmungen des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg in der 
jeweils geltenden Fassung.

§ 11
Beitreibung

Die Kosten können nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz für 
das Land Brandenburg in der jeweils geltenden Fassung beigetrieben 
werden.

§ 12
Datenschutz

(1) Die Stadt ist berechtigt, personenbezogene Daten des/der Kos-
tenschuldner/s zum Zwecke der Festsetzung, Annahme oder 
Einziehung der Kosten sowie zum Zwecke der Zahlungsüber-
wachung zu erheben. Zu diesen Daten zählen:

1. Name, Vorname und Anschrift;

2. im Falle der Erteilung einer Lastschrifteinzugsermächtigung 
oder der unbaren Zahlung die Bankverbindung sowie

3. der Gegenstand der Kostenerhebung. 

§ 13 
Inkrafttreten

Diese Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten der Stadt 
Baruth/Mark (Verwaltungskostensatzung - VerwKS -) tritt am Tag 
nach der Bekanntmachung in Kraft.

Baruth/Mark, den 25.09.2020

Ilk               Siegel
Bürgermeister     
 

Anlage- Kostentarif der Satzung über die Erhebung von Ver-
waltungskosten der Stadt Baruth/Mark

A.)  Gebühren nach § 2 der Verwaltungskostensatzung wer-
den in folgender Höhe erhoben:

1.  Fertigung von Abschriften, Auszügen und sonstigen Ver-
vielfältigungen

2. Beglaubigungen von Schriftstücken und Unterschriften
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3. Schriftliche Aufnahmen von Anträgen und Erklärungen

4. Schriftliche Auskünfte der Verwaltung

5. Genehmigungen und Erlaubnisse

6. Steuern, Abgaben und Elternbeiträge

7. Vermögensverwaltung

8. Akteneinsicht

9. Amtsblatt/Stadtblatt

10. Bauliche Angelegenheiten

11. Sanierungsrechtliche Angelegenheiten

12. Hausnummernvergaben

13. Jagdliche Angelegenheiten

14. Abgabe von Verdingungsunterlagen bei Ausschreibungen

15. Zwischenarchiv

16. Fundsachen

17. Ordnungsverfügungen
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B.) Auslagen nach § 5 der Verwaltungskostensatzung werden in der tatsächlich entstandenen Höhe erhoben.

Bekanntmachungsanordnung:

Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten der Stadt Baruth/Mark (Verwaltungskostensatzung - VerwKS -) ein-
schließlich ihres Kostentarifs wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Sofern diese Satzung unter Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die in der Kommunalverfassung der Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) vom 18.12.2007 (GVBI. I, S. 286) in der jeweils geltenden Fassung enthalten oder aufgrund der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg erlassen worden sind, zustande gekommen ist, ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres 
seit der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung gegenüber der Stadt Baruth/Mark unter der Bezeichnung der verletzten Vorschriften und 
der Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht wird. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung oder die öffentliche 
Bekanntmachung der Satzung verletzt werden. 

Baruth/Mark, den 25.09.2020
  

       Ilk         Siegel
Bürgermeister
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Sonstige Amtliche Bekanntmachungen

Bekanntmachung der Angliederungsjagdgenossenschaft Gemarkung Merzdorf über die Festsetzung und Auszahlung des Ent-
schädigungsanspruchs der Jagdgenossen für das Jagdjahr 2019/2020 in der Jagdgenossenschaftsversammlung vom 08.09.2020

Unter Hinweis auf die Beschlussfassung in der Genossenschaftsversammlung der Angliederungsjagdgenossenschaft Gemarkung Merzdorf 
vom 08.09.2020 wird mitgeteilt, dass der Entschädigungsanspruch der Mitglieder der Genossenschaft für das Jagdjahr 2019/2020 3,00 €/ha 
beträgt.

Die Auskehr der Entschädigungszahlungen hat in der Weise zu erfolgen, dass die ausstehenden Beträge direkt auf die Konten der Jagd-
genossen überwiesen werden. Daher wird - soweit noch nicht geschehen - darum gebeten, besagte Kontodaten 

bis möglichst zum 30.10.2020

dem

Bürgermeister als Notjagdvorstand der Angliederungsjagdgenossenschaft in Baruth/Mark, Gemarkung Merzdorf, Ernst- Thäl-
mann- Platz 4, 15837 Baruth/Mark

schriftlich mitzuteilen. Die Vertraulichkeit der übersandten Daten wird ausdrücklich zugesichert. Etwaige Empfangsvollmachten für 
weitere Jagdgenossen sind im Original mitzuschicken.

Die Überweisung erfolgt voraussichtlich 14 Tage nach Eingang der Kontodaten.

Baruth/Mark, den 05.10.2020

gez. Ilk
Notjagdvorstand

Bekanntmachung der Angliederungsjagdgenossenschaft „Eigenjagdbezirk 1000 Kösters“ über die Festsetzung und Auszah-
lung des Entschädigungsanspruchs der Jagdgenossen für das Jagdjahr 2019/2020 in der Jagdgenossenschaftsversammlung vom 

08.09.2020

Unter Hinweis auf die Beschlussfassung in der Genossenschaftsversammlung der Angliederungsjagdgenossenschaft „Eigenjagdbezirk 1000 
Kösters“ vom 08.09.2020 wird mitgeteilt, dass der Entschädigungsanspruch der Mitglieder der Genossenschaft für das Jagdjahr 2019/2020 
8,00 €/ha beträgt.

Die Auskehr der Entschädigungszahlungen hat in der Weise zu erfolgen, dass die ausstehenden Beträge direkt auf die Konten der Jagd-
genossen überwiesen werden. Daher wird - soweit noch nicht geschehen - darum gebeten, besagte Kontodaten 

bis möglichst zum 30.10.2020

dem

Bürgermeister als Notjagdvorstand der Angliederungsjagdgenossenschaft „Eigenjagdbezirk 1000 Kösters“, Ernst- Thälmann- 
Platz 4, 15837 Baruth/Mark

schriftlich mitzuteilen. Die Vertraulichkeit der übersandten Daten wird ausdrücklich zugesichert. Etwaige Empfangsvollmachten für 
weitere Jagdgenossen sind im Original mitzuschicken.

Die Überweisung erfolgt voraussichtlich 14 Tage nach Eingang der Kontodaten.

Baruth/Mark, den 05.10.2020

gez. Ilk
Notjagdvorstand
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Bekanntmachung der Angliederungsjagdgenossenschaft EJB Nr. 257 „Klasdorf“ über die Festsetzung und Auszahlung 
des Entschädigungsanspruchs der Jagdgenossen für das Jagdjahr 2019/2020 in der Jagdgenossenschaftsversammlung vom 

08.09.2020

Unter Hinweis auf die Beschlussfassung in der Genossenschaftsversammlung der Angliederungsjagdgenossenschaft „EJB Nr. 257 „Klasdorf“ 
vom 08.09.2020 wird mitgeteilt, dass der Entschädigungsanspruch der Mitglieder der Genossenschaft 7,00 €/ha für das Jagdjahr 2019/2020 
beträgt.

Die Auskehr der Entschädigungszahlungen hat in der Weise zu erfolgen, dass die ausstehenden Beträge direkt auf die Konten der Jagd-
genossen überwiesen werden. Daher wird nochmals darum gebeten, besagte Kontodaten 

bis möglichst zum 30.10.2020

dem Vorsitzenden der Angliederungsjagdgenossenschaft EJB Nr. 257 „Klasdorf“, Groß Zieschter Dorfstraße 2, 15837 Baruth/
Mark 

schriftlich mitzuteilen. Die Vertraulichkeit der übersandten Daten wird ausdrücklich zugesichert. Etwaige Empfangsvollmachten für 
weitere Jagdgenossen sind im Original mitzuschicken. Wahlweise können die Daten auch an den Bürgermeister der Stadt Baruth/Mark als 
weiteres Vorstandsmitglied, Ernst- Thälmann- Platz 4 in 15837 Baruth/Mark mit dem Hinweis „Vertraulich - AJG Klasdorf“ übersandt werden.

Die Überweisung erfolgt voraussichtlich 14 Tage nach Eingang der Kontodaten.

Baruth/Mark, den 05.10.2020

gez. Hüsgen
Jagdvorsteher
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